
sen. Die Einjahresfrist, die dem 
federführenden Justizministe-
rium zur Stellungnahme bleibt, 
ist vorbei.

Wie viele Menschen von der 
Änderung profitieren wür-
den, ist nicht klar. Denn in 
Deutschland gibt es keine bun-
desweite Statistik zu Behand-
lungsfehlern. Die meisten Gut-
achten, über 14.000 waren es 
im vergangenen Jahr, erstellt 
der Medizinische Dienst. Des-
sen Gutachter*innen kamen 
in knapp 2.800 Fällen zu dem 
Schluss, dass ein Fehler der 
Ärzt*in zweifelsfrei zu den kör-
perlichen Beschwerden der Be-
troffenen führte.

Die Landesärztekammern 
fertigen ebenfalls Gutachten 
an. In der Statistik für 2018 
sind 1.500 Fälle verzeichnet, in 
denen die Gutachter*innen ei-
nen Kausalzusammenhang zwi-
schen ärztlichen Behandlungs-

fehlern und späteren Beschwer-
den anerkannten. In der Summe 
sind es also 4.300 Fälle, bei de-
nen klar Behandlungsfehler vor-
lagen.

Doch diese Zahlen beziehen 
sich ausschließlich auf die Fälle, 
in denen Patient*innen den Me-
dizinischen Dienst oder die Ärz-
tekammern einschalteten. Wer 
etwa den Weg über einen Anwalt 
oder eine Anwältin geht, taucht 
nicht auf. „Die Zahlen stellen 
nur einen winzigen Bruchteil 
der Fälle dar, von denen wir 
ausgehen“, konstatiert Gunnar 
Duttge, Professor für strafrecht-
liches Medizin- und Biorecht an 
der Universität Göttingen.

Als Freunde Heidi Zillner 
während ihrer Krankenzeit an 
den Aktivisten Glanzer vermit-
teln, erfährt sie von der Peti-
tion. Den Tag der offenen Tür 
der Bundesregierung am 17. Au-
gust wollte sie in Absprache mit 
ihm nutzen, um Politiker*innen 
vor Ort von der Notwendigkeit 
des Vorhabens überzeugen: 
Von der Patientenbeauftragten 

im Bundesgesundheitsministe-
rium will Zillner zum Ministe-
rium der Justiz und für Verbrau-
cherschutz und schließlich ins 
Bundeskanzleramt. Doch weder 
die Patientenbeauftragte Clau-
dia Schmidtke (CDU) noch der 
angekündigten Mitarbeiter im 
Bundeskanzleramt stehen zur 
Verfügung. Auch der zustän-
dige Referent des Justizminis-
teriums ist nicht im Haus.

Immerhin erwischt Zillner 
aber Justizministerin Christine 
Lambrecht nach einem Bühnen-
gespräch. Zillner verweist auf 
die Petition und ihr Schicksal, 
übergibt ihr eine Mappe mit Do-
kumenten und Fotos. Die SPD-
Politikerin kennt die Petition – 
und dämpft die Erwartungen. 
„Die Stellungnahmen, die mir 
vorliegen, legen nahe, dass die 
bisherigen Regelungen sehr 
ausgewogen sind.“

Sie nennt verschiedene ne-
gative Folgen einer Beweislast-
um kehr: das Problem der Be-
weisführung im medizinischen 
Bereich, der hohe Dokumenta-
tionsaufwand, die Gefahr, dass 
Ärzt*innen die haftungsrecht-
lich sicherste Variante statt die 
vielleicht medizinisch gebotene 
wählen. Außerdem gebe es be-
reits Beweiserleichterungen. 
Die Mappe nimmt die Ministe-
rin aber trotzdem mit.

Tatsächlich stehen die Chan-
cen für Glanzers und Zillners 
Anliegen schlecht. Lambrechts 
Argumentation deckt sich mit 
der Beschlussempfehlung des 
Petitionsausschusses des Bun-
destages. Karin Maag, Gesund-
heitspolitikerin der CDU, warnt 
vor einem „Dokumentationsver-
pflichtungswahn, um bei Scha-
denersatzklagen exkulpieren zu 
können“.

Die Patientenbeauftragte 
Claudia Schmidtke hat wie ihre 
Vorgänger*innen zumindest ge-
fordert, den Kausalitätsnach-
weis zu erleichtern: Muss ge-
genwärtig der Fehler mit na-
hezu 100-prozentiger Sicherheit 
ursächlich für den Schaden sein, 
soll zukünftig eine Wahrschein-
lichkeit von 51 Prozent reichen. 
Für diese Änderung plädiert 
auch der Medizinische Dienst. 
Max Skorning, der die Arbeit des 
MDK für den Spitzenverband 
der gesetzlichen Krankenkassen 
kontrolliert, hält fest: „Diese Re-

gelung wäre für Betroffene bes-
ser. Sie scheitern oft nach lan-
gen Prozessen an der Kausali-
tätsvorgabe.“

Doch selbst danach sieht es 
nicht aus, wie die Aussagen 
von Lambrecht und Maag nahe-
legen. Lediglich die Fraktionen 
der Linken und der Grünen ge-
hen über die Forderungen der 
Patientenbeauftragten hinaus. 
Sie wollen weitere Beweiser-
leichterungen im Sinne des Pa-
tientenrechtegesetzes – auch bei 
einfachen Behandlungsfehlern.

Im Patientenrechtsgesetz 
ist geregelt, dass in bestimm-
ten Fällen der Kausalitätsnach-
weis erleichtert wird, zum Bei-
spiel bei groben Behandlungs-
fehlern, wenn etwa eine Schere 
bei der OP im Körper verges-
sen oder ein auf dem Röntgen-
bild sichtbarer Bruch übersehen 
wurde. Der oder die Patient*in 
muss dann „nur noch“ bewei-
sen, dass ein solcher Fehler vor-
liegt und dass dieser grundsätz-
lich zu dem eingetretenen Scha-
den geführt haben kann. Dann 
wechselt die Beweislast. Es ist 
dann an der Ärzt*in zu belegen, 
dass sein Fehler nicht ursäch-
lich für den Schaden war. Ma-
nuela Rottmann, gesundheits-
politische Sprecherin der Grü-
nen, sagt: „Wir wollen, dass die 
Beweisführung für Patienten er-
leichtert wird. Was in der Peti-
tion gefordert wird, macht die 
Haftung des Arztes dagegen 
zum Regelfall.“

Auch Experte Gunnar Duttge 
von der Uni Göttingen ist skep-
tisch, was die Petition betrifft. 
„Man kann darüber diskutie-
ren, ob es weitere Fälle gibt, bei 
denen eine Erleichterung des 
Kausalitätsnachweises sinn-
voll ist“, so der Wissenschaftler. 
Eine flächendeckende Auswei-
tung lehnt er aber ab. Duttge 
betont, dass es auf anderen Fel-
dern Handlungsbedarf gebe. 
Entscheidend sei vor allem die 
Etablierung einer anderen Feh-
lerkultur in den Krankenhäu-
sern und ein besseres Fehler-
management. Doch auch diese 
Reformen sind nicht in Sicht. 
Für Zillner, Glanzer und viele 
andere bleibt wenig Hoffnung. 
Dennoch meint Zillner nach ih-
rem Berlin-Besuch: „Ich habe zu-
mindest alles Menschenmögli-
che versucht.“
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Von Julia Kitzmann

Am Anfang sah das Problem 
zwar ernst, aber nicht lebens-
bedrohlich aus: Im Herbst 2017 
werden bei Heidi Zillner zwei 
Tumore am rechten Eierstock 
diagnostiziert. Die Wucherun-
gen sind zwar gutartig, wach-
sen aber dennoch schnell. Der 
Frauenarzt, der die Tumore ent-
deckt, operiert selbst: Er schnei-
det die entsprechenden Stellen 
aus Zillners Körper heraus.

Als Zillner, die in der Nähe 
von Passau lebt, am Tag ihrer 
Entlassung aber mit starken 
Schmerzen wieder in die Klinik 
eingeliefert wird, befindet sie 
sich plötzlich in akuter Lebens-
gefahr: Sie hat Stuhl im Bauch-
raum und erleidet in der Folge 
eine Blutvergiftung. 18 Zentime-
ter Dickdarm werden ihr ent-
fernt, die Ärzt*innen legen ei-
nen künstlichen Darmausgang. 
Zillner überlebt nur knapp. Spä-
ter wird sie im Ambulanzbericht 
lesen, dass der Darm bei der ers-
ten OP verletzt worden ist, in der 
ihr die Tumore aus den Eierstö-
cken entfernt wurden.

Zillner wendet sich an ih-
ren Frauenarzt, will Entschädi-
gung. Doch einen Fehler gibt 
der Mann nur in einem ersten 
Vier-Augen-Gespräch zu. Spä-
ter blockt er ab. In der Folge be-
ginnt Zillner rechtlich gegen 
den Mann vorzugehen.

Zu den daraus folgenden ju-
ristischen Streitereien kommen 
die psychischen und physischen 
Folgen der Operation. Noch 
heute leidet sie darunter. Phan-
tomschmerzen im Bauch, Ver-
dauungsprobleme, die ständige 
Angst vor einem Dünndarmver-
schluss. Erst seit April dieses Jah-
res kann Zillner wieder arbeiten, 
sie ist in der Altenpflege tätig. 
Beim Medizinischen Dienst der 
Krankenkassen (MDK) hat sie im 
September 2018 ein kostenloses 
Gutachten angefordert. Auf das 
Ergebnis der Untersuchungen 
wartet sie noch. Doch auch wenn 
die Sachverständigen tatsäch-
lich feststellen, dass ihrem Arzt 
ein Behandlungsfehler unter-
laufen ist, hätte sie nicht ohne 
Weiteres ein Recht auf Schaden-
ersatz.

Das Problem: Vermutet eine 
Patient*in, Opfer von ärztlichem 
Fehlverhalten zu sein, muss er 
nicht nur den Behandlungsfeh-
ler und den Gesundheitsscha-
den nachweisen, sondern auch, 
dass zwischen beiden ein kausa-
ler Zusammenhang besteht. Da-
bei ist in der Praxis schon der 
Grat zwischen möglichen Risi-
ken bei Operationen und einem 
Behandlungsfehler schmal. 
Viele Patient*innen scheitern 
deshalb beim Versuch, Entschä-
digung zu erstreiten.

Horst Glanzer will, dass sich 
das ändert. Der Aktivist aus Bay-
ern kämpft seit Jahren für die 
Rechte von Patient*innen in 
Deutschland und konnte bereits 
zahlreiche Gesetzesänderungen 
herbeiführen. Im September 
2017 hat er eine Petition beim 
Bundestag eingereicht und for-
dert darin eine Beweislastum-
kehr: Nicht die Patient*innen 
müssen nachweisen, dass die 
Ärzt*innen einen Fehler be-
gangen haben, sondern die 
Ärzt*innen müssen beweisen, 
dass sie richtig behandelt ha-
ben.

Der Bundestag hat die Peti-
tion am 27. September 2018 an 
die Bundesregierung überwie-

Opfer von vermeintlichen Behandlungsfehlern müssen derzeit selbst nachweisen, dass die 
Ärzt*in verantwortlich ist. Betroffene wollen das ändern – doch ihre Chancen sind schlecht

Ärztepfusch oder 
Behandlungsrisiko? Die Kluft zwischen den Einkommen 

in Deutschland ist laut einer neuen 
Studie so groß wie nie zuvor

Die Einkommen sind laut einer Erhebung der 
Hans-Böckler-Stiftung in Deutschland so un-
gleich verteilt wie noch nie. Der Gini-Koeffi-
zient, das gängigste Maß für Einkommensun-
gleichheit, habe Ende 2016 mit einem Wert von 
0,297 um zwei Prozent höher gelegen als 2005, 
wie eine am Montag in Düsseldorf veröffent-
lichte Studie des Wirtschafts- und Sozialwis-
senschaftlichen Instituts der gewerkschaftsna-
hen Stiftung zeigt. Im Vergleich zum Ende der 
1990er Jahre sei die Kennzahl sogar um rund 
19 Prozent gestiegen.

Der Gini-Koeffizient kann Werte von 0 bis 
1 annehmen. Bei einem Wert von 0 besitzen 
alle gleich viel, während der Wert 1 für maxi-
male Ungleichheit steht, bei der eine Person 
alles besitzt.

Trotz der über Jahre guten wirtschaftlichen 
Entwicklung wächst die Ungleichheit der Ein-
kommen in Deutschland der Studie zufolge 
weiter. Das liege vor allem an zwei Faktoren: 
Gruppen mit hohen Einkommen hätten „von 
sprudelnden Kapital- und Unternehmensein-
kommen profitiert“. Zugleich seien die 40 Pro-
zent der Haushalte mit den geringsten Einkom-
men zurückgefallen. Die Mittelschicht habe 
dagegen von der guten Arbeitsmarktlage und 
Lohnsteigerungen profitiert.

Die Armutslücke ist der Studie zufolge zwi-
schen 2011 und 2016 preisbereinigt um 29 Pro-
zent gewachsen und um 779 Euro auf 3.400 
Euro gestiegen. Diese Summe beziffert den Be-
trag, der armen Haushalten im Kalenderjahr 
rechnerisch fehlt, um die Armutsgrenze von 
60 Prozent des mittleren Einkommens zu über-
schreiten. Die Studie basiert auf der repräsen-
tativen Befragung von 25.000 Menschen.

„Die aktuellen Daten zeigen, dass all jene Po-
litiker und Ökonomen falsch liegen, die Ent-
warnung geben wollten, weil sich der rasante 
Anstieg der Einkommensspreizung nach 2005 
zunächst nicht fortgesetzt hat“, sagte Dorothee 
Spannagel, eine der Autorinnen der Studie. 
Zwar wachse die Ungleichheit aktuell tatsäch-
lich deutlich langsamer. „Alles in allem haben 
wir den riskanten Weg zu größerer Ungleich-
heit immer noch nicht verlassen“, warnte sie.

Der Vorsitzende der Linksfraktion im Bun-
destag, Dietmar Bartsch, bezeichnete die zu-
nehmende Ungleichheit als „Gift für den Zu-
sammenhalt unserer Gesellschaft“: „Das ist nur 
zu beenden, wenn die Löhne spürbar steigen, 
Kapital- und Vermögenseinkünfte angemessen 
besteuert werden.“

Auch der SPD-Politiker Karl Lauterbach äu-
ßerte sich scharf: „Unser jetziges Wirtschaf-
ten produziert sozialen Unfrieden zulasten 
der Umwelt und unserer Kinder“, schrieb er 
auf Twitter. (epd)

Ungleichheit in 
Deutschland auf 
Höchststand

Der Grat zwischen 
Operationsrisiko 
und einem 
Behandlungsfehler 
ist schmal

 
 
Wer hat 
Schuld, wenn 
im OP-Saal – 
hier im Berliner 
Virchow-Klini-
kum – etwas 
schiefläuft?   
Foto: Stefan 
Boness/ipon
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